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Der Jugend-Check ist ein Instrument der Gesetzesfolgenabschätzung. Mit ihm zeigt das Kompetenzzentrum Jugend-Check 

die Auswirkungen von Gesetzesvorhaben auf junge Menschen zwischen 12 und 27 Jahren auf. 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
und der Täterarbeit im Gewaltschutzgesetz (Kabinettsbefassung: 19.11.2025) 

Betroffene Gruppe junger Menschen 

Betroffen sind junge Menschen, deren Körper, Gesundheit, Freiheit oder sexuelle Selbstbestimmung 
widerrechtlich verletzt worden ist und zu deren Schutz eine elektronische Aufenthaltsüberwachung des 
Täters angeordnet wurde. Betroffen sind junge Menschen auch dann, wenn sie als Kinder häusliche Gewalt 
oder Partnerschaftsgewalt gegen ihre Eltern oder einen Elternteil erfahren haben.  

Zudem sind junge Menschen betroffen, die häusliche Gewalt oder Partnerschaftsgewalt ausüben, und 
gegen die Gewaltschutzmaßnahmen angeordnet werden. 

Das KomJC hat folgende zentrale Auswirkungen identifiziert: 

• Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Familiengerichte künftig eine sog. „elektronische Fußfessel“ 
als Gewaltschutzmaßnahme anordnen können. Betroffene sollen mit ihrer Zustimmung ein 
Empfangsgerät erhalten; bei Minderjährigen soll dies nur zulässig sein, wenn es mit dem 
Kindeswohl vereinbar ist (§ 1a Abs. 2 S. 2 GewSchG). Die elektronische 
Aufenthaltsüberwachung kann das Risiko von Verstößen gegen Gewaltschutzanordnungen 
verringern und damit junge Menschen schützen, die von häuslicher oder indirekter 
Partnergewalt betroffen sind. Dadurch können ihre Bildungs- und Entwicklungschancen sowie 
ihre soziale Teilhabe gestärkt werden. Gleichzeitig kann das Tragen eines Empfangsgeräts zwar 
Sicherheit vermitteln, jedoch auch belastend sein und an erlebte Gewalt erinnern. Die 
Beschränkung bei minderjährigen Betroffenen dient daher dem Schutz vor zusätzlichen 
psychischen Belastungen, insbesondere wenn die Tatperson ein Elternteil ist. 

• Junge Tatpersonen sollen auf Anordnung durch das Familiengericht ein elektronisches 
Sendegerät dauerhaft bei sich führen müssen (vgl. § 1a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GewSchG), was sie in 
ihrer persönlichen Lebensgestaltung erheblich einschränken kann. 

• Familiengerichte sollen anordnen können, dass Tatpersonen einen sozialen Trainingskurs oder 
eine Gewaltpräventionsberatung besuchen (§ 1 Abs. 4 S. 1 GewSchG). Die Maßnahmen könnten 
als begleitende Täterarbeit präventiv wirken, indem sie auf eine Verhaltensänderung der 
Tatpersonen abzielen. Auch wenn die Wirkung der Täterarbeit stark von ihrer Qualität abhängt, 
können sie einen Beitrag zum Schutz Betroffener leisten. 

 

 

Den ausführlichen Jugend-Check können Sie hier einsehen: 

https://jugend-check.de/jugendcheck/aenderung-gewaltschutzgesetz/ 

Bei Fragen zu diesem Jugend-Check wenden Sie sich gerne an info@jugend-check.de. 

https://jugend-check.de/jugendcheck/aenderung-gewaltschutzgesetz/
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